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Antrag 
 
 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
 
 
Elektromobilität durch eine flächendeckende und benutzungs-freundliche Ladeinfra-
struktur stärken   
 
 
I.  Ausgangslage 
 
Nordrhein-Westfalen steht beim Ausbau der Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge bundes-
weit an der Spitze. Mit dem 2023 vorgelegten „Handlungskonzept für den Ausbau der Ladein-
frastruktur“ hat die schwarz-grüne Landesregierung einen klaren strategischen Rahmen ge-
schaffen, um die Antriebswende konsequent voranzutreiben. Das Konzept verbindet ambitio-
nierte Ausbauziele mit einem starken Fokus auf Nutzerfreundlichkeit, Klimaschutz und Netz-
verträglichkeit und zeigt, wie der Umstieg auf klimaneutrale Mobilität in Städten und ländlichen 
Räumen gleichermaßen gelingen kann. 
 
Bereits heute profitiert Nordrhein-Westfalen von einer hervorragenden Ausgangsbasis: Nord-
rhein-Westfalen verfügt in ausnahmslos jeder Kommune über öffentlich zugängliche Ladeinf-
rastruktur. Seit 2017 wurden im Land über 96.000 öffentlich zugängliche und private Lade-
punkte gefördert.  
 
Das Ziel, die Zahl der öffentlich zugänglichen Ladepunkte bis 2030 auf rund 92.000 zu erhö-
hen, ist ehrgeizig. Mit aktuell rund 40.000 öffentlich zugänglichen Ladepunkten im Land konnte 
die Zahl seit Beginn der laufenden Legislaturperiode nahezu verdreifacht werden, sodass die 
Zielsetzung erreichbar erscheint, wenn Land, Kommunen, Wirtschaft und Bürgerinnen und 
Bürger weiterhin gemeinsam an einem Strang ziehen. Besonders wichtig ist dabei, auch Men-
schen ohne eigenen Stellplatz oder Eigenheim den Zugang zu alltagstauglichem Laden zu 
ermöglichen – sei es an Mietwohnungen, am Arbeitsplatz oder im öffentlichen Straßenraum.  
 
Darüber hinaus hat der Bau- und Liegenschaftsbetrieb des Landes Nordrhein-Westfalen (BLB 
NRW) eine Ausbauoffensive gestartet, die das Ziel hat, bis zu 2.000 zusätzliche Ladepunkte 
für E-Fahrzeuge an landeseigenen Liegenschaften in Betrieb zu nehmen. Dabei steht diese 
Ladeinfrastruktur nicht nur für Dienstfahrzeuge des Landes, sondern auch – je nach Gegeben-
heiten - für Privatfahrzeuge von Beschäftigten zur Verfügung.  
 
Das Land Nordrhein-Westfalen gestaltet die Mobilitätswende dabei nicht im Alleingang, son-
dern im engen Schulterschluss mit dem Bund. Der neue Masterplan Ladeinfrastruktur 2030 
des Bundesministeriums für Verkehr (BMV) zeigt, dass Deutschland im europäischen Ver-
gleich bereits überdurchschnittlich gut aufgestellt ist: Die Ladeinfrastruktur übertrifft die EU-
Vorgaben der AFIR-Verordnung heute schon um rund 200 Prozent. Das ist nicht nur wichtig 
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für die Dekarbonisierung des Verkehrssektors, sondern auch relevant für den Automobilindust-
riestandort Deutschland.  
 
Dennoch sind weitere Anstrengungen notwendig, um das Laden noch einfacher, verlässlicher 
und transparenter zu machen. Die Bundesregierung setzt im Masterplan insbesondere auf 
eine bessere Integration ins Stromnetz, den Ausbau von Ladepunkten in Mehrparteienhäusern 
und Betriebshöfen sowie die Förderung innovativer Technologien wie des bidirektionalen La-
dens – ein Bereich, in dem Nordrhein-Westfalen bereits heute Pilotprojekte unterstützt. 
 
Eine wichtige Grundlage für die gemeinsame Planung und Priorisierung liefert die aktualisierte 
Studie „Ladeinfrastruktur nach 2025/2030“ (Neuauflage 2024) der Nationalen Leitstelle Lad-
einfrastruktur. Sie zeigt, dass Deutschland bis 2030 zwischen 380.000 und 680.000 öffentlich 
zugängliche Ladepunkte benötigt, abhängig vom Hochlauf der E-Fahrzeuge und der Verfüg-
barkeit privater Ladeinfrastruktur. Besonders hervorgehoben wird die Bedeutung der Normal-
ladeinfrastruktur im Straßenraum – gerade für urbane Quartiere ohne private Lademöglichkei-
ten. Auch die Integration in Stromnetze und die Bedarfsplanung auf Basis realer Mobilitätsda-
ten sind zentrale Empfehlungen, die das Land Nordrhein-Westfalen bereits in seine Strategie 
aufgenommen hat. 
 
Mit der nun seitens der Bundesregierung beschlossenen fortentwickelten Kaufprämie für Elekt-
roautos wird der Hochlauf emissionsfreier Fahrzeuge weiter beschleunigt werden. Auch hie-
raus ergibt sich der Bedarf, die Ladeinfrastruktur weiterhin ambitioniert auszubauen. 
 
Mit der Weiterentwicklung des Handlungskonzepts, der Unterstützung kommunaler Ladeinfra-
strukturkonzepte und der systematischen Erfassung landeseigener Flächen schafft Nordrhein-
Westfalen die Grundlage für eine flächendeckende, gerechte und zukunftssichere Ladeinfra-
struktur. Gleichzeitig sorgt das Land dafür, dass Energieeffizienz, Netzplanung und Nutzerin-
teressen gemeinsam gedacht werden – für ein leistungsfähiges, klimaneutrales und sozial ge-
rechtes Verkehrssystem. 
 
Der Landtag würdigt die bisherigen Fortschritte der Landesregierung beim Ausbau der Lad-
einfrastruktur und betont die Bedeutung einer fortlaufenden Evaluation und Anpassung des 
Handlungskonzepts. Mit dem Ausbau der Ladepunkte, der Förderung des bidirektionalen La-
dens, der Prüfung innovativer Preis- und Durchleitungsmodelle sowie der Unterstützung der 
Kommunen beim Aufbau von Ladeinfrastruktur leistet Nordrhein-Westfalen einen entscheiden-
den Beitrag zur Mobilitätswende in Deutschland. 
 
II.  Beschlussfassung 
 
Der Landtag stellt fest: 
 

• Mit dem bis dato höchsten Anteil von 19,1 Prozent an den Neuzulassungen im Jahr 2025 
sind E-Autos in Deutschland weiterhin beständig im Aufwind. Mit aktuell über 455.000 
E-Autos verfügt Nordrhein-Westfalen über den höchsten Bestand aller Bundesländer. 

• Durch die im Jahr 2026 stark gestiegenen Preise für Benzin und Diesel sowie die Neu-
auflage der E-Auto-Förderung zeichnet sich für dieses Jahr eine weitere Steigerung des 
Anteils batterieelektrischer Fahrzeuge an den Neuzulassungen ab. 

• Der Ausbau der Ladeinfrastruktur geht in Deutschland systematisch und rasch voran. 
Nordrhein-Westfalen nimmt dabei unter den Bundesländern einen Spitzenplatz beim 
Ausbau der Ladeinfrastruktur ein. Diesen gilt es fortzusetzen, um den weiteren Hochlauf 
einer emissionsfreien Fahrzeugflotte zu unterstützen. 
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Der Landtag beauftragt die Landesregierung im Rahmen vorhandener Mittel, 
 

• in Ergänzung zum Deutschland-Netz eine systematische Erfassung landeseigener Flä-
chen, inklusive Landesstraßen, zur Installation von Ladeinfrastruktur vorzunehmen und 
geeignete Flächen im bundesweiten „FlächenTOOL“ nach dem Vorbild Baden-Württem-
bergs zu melden, 

• im Rahmen des Handlungskonzepts die Kommunen zu unterstützen und insbesondere 
dazu zu befähigen, die Konzepte als Grundlage zu nutzen und bei der Ausschreibung 
bzw. Vergabe von Dienstleistungskonzessionen eine Kombination von attraktiven und 
weniger attraktiven Standorten in Losen zu ermöglichen,  

• die Aktivitäten zur Förderung und Unterstützung des Ausbaus der Ladeinfrastruktur an 
Wohngebäuden für Mietparteien unter Berücksichtigung der Aktivitäten auf Bundes-
ebene fortzuführen, 

• darauf hinzuwirken, dass bei landesseitiger Förderung für öffentliche Infrastruktur oder 
der Vergabe öffentlicher Flächen zum Ausbau der Ladeinfrastruktur in Nordrhein-West-
falen vermehrt die Zulassung des Durchleitungsmodells als Kriterium gilt, beispielsweise 
in Form eines Pilotvorhabens, 

• die Aktivitäten zur Förderung des bidirektionalen Ladens fortzuführen und zu verstärken 
und sich insbesondere gegenüber dem Bund dafür einzusetzen, dass die entsprechen-
den regulatorischen sowie technischen Voraussetzungen möglichst rasch geschaffen 
werden. 
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